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1. Pflanzenschutzmitteln dürfen nach § 12 Abs. 2 Satz 1 Pflanzenschutzgesetz (PflSchG) 
nicht auf befestigten Freilandflächen und nicht auf sonstigen Freilandflächen 
angewendet werden, die weder landwirtschaftlich noch forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzt werden. Sie dürfen auch nicht in oder unmittelbar an oberirdischen 
Gewässern und Küstengewässern angewandt werden. 
Ausnahmen von diesem Verbot für die Anwendung außerhalb von landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen, bedürfen nach § 12 Abs. 2 Satz 3 
PflSchG einer Genehmigung. Diese Ausnahmegenehmigung kann in Nordrhein-Westfalen 
beim Direktor der Landwirtschaftskammer als zuständige Behörde beantragt werden. Sie kann 
jedoch nur dann erteilt werden, "wenn der angestrebte Zweck vordringlich ist mit zumutbarem 
Aufwand auf andere Weise nicht erzielt werden kann und überwiegende öffentliche Interessen, 
insbesondere des Schutzes von Tier- und Pflanzenarten, nicht entgegenstehen". Diese 
Vordringlichkeit ist im Antrag hinreichend zu begründen und die zu beachtenden 
Rechtsgrundlagen (Verkehrssicherungspflicht; Vermeidung von Brandgefahr) sind zu 
benennen. Ebenso ist zu begründen, warum andere Verfahren gegenüber der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln einen unzumutbaren Aufwand darstellen. Die bisher 
durchgeführten alternativen Maßnahmen zur Bewuchsbeseitigung sind darzustellen. Dabei ist 
ein höherer Aufwand für alternative Verfahren bis zur Grenze des wirtschaftlich Vertretbaren 
grundsätzlich zumutbar. 
 

2. Antragsteller ist der Besitzer oder der Nutzungsberechtigte der Flächen, gegebenenfalls 
sein Beauftragter (Vollmacht ist nachzuweisen). 

 
2.1. Flächen, für die eine Ausnahmegenehmigung beantragt wird, sind zu bezeichnen entweder 

über eine Straßenadresse oder nach Gemarkung, Flur und Flurstück-Nummer bzw. 
Koordinate. Ihre Abgrenzung und Größe innerhalb eines Flurstückes ist so zu beschreiben und 
durch eine Kartendarstellung zu ergänzen, dass eine Identifizierung der Fläche möglich ist. 
Angaben über die Art der Entwässerung der zu behandelnden Flächen (z.B. Versickerung, 
Oberflächenentwässerung, über getrennte oder gemischte Kanalisation) und die 
Oberflächenbeschaffenheit sind erforderlich. 
 

2.2. Angaben über Nutzungsart sowie die Entfernung der betroffenen Flächen zu oberirdischen 
Gewässern (Bachläufe, Entwässerungsgräben, Vorfluter u. ä.) sind aufzuführen. Verbindlich 
ist die Lage in Wasser- und Heilquellenschutzgebieten sowie in Natur- und 
Landschaftsschutzgebieten zu vermerken. 
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Erläuterung: Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln darf nicht zu nachteiligen Veränderungen der Beschaffenheit der 
Gewässer und zu einer Belastung von Kanalisation und Kläranlagen führen. Soweit der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln nicht 
ohnehin schon aufgrund speziellen Schutzvorschriften untersagt ist, werden entgegenstehende überwiegende öffentliche 
Interessen in aller Regel in Wasserschutzgebieten berührt; außerhalb von Wasserschutzgebieten in bestimmt abgegrenzten 
Einzugsgebieten von Trinkwassergewinnungsanlagen oder Heilquellen sowie in Naturschutzgebieten, 
Landschaftsschutzgebieten, gesetzlich geschützten Biotopen gem. § 62 Landschaftsgesetz und sonstigen aufgrund der 
Biotopkartierung und des Artenschutzes als ökologisch besonders wertvoll bezeichneten Bereichen.  
 

2.3. Die Ausnahmegenehmigung wird mit Auflagen und Bedingungen auf Widerruf für zwei Jahre 
erteilt. 
 

2.4. Den Gebühren für die Ausnahmegenehmigung liegt das Landesgebührengesetz zugrunde 
(Tarifstelle 5.4.2.3.2 der allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung (AVwGebO NW)). 
Negative Bescheide sind ebenfalls gebührenpflichtig.  
 

2.5. Genehmigte Maßnahmen werden durch den Pflanzenschutzdienst kontrolliert. Hierfür 
entstehen dem Antragsteller keine Gebühren. 

 
3. Genehmigungsfähige und nicht genehmigungsfähige Anwendungen 

 
3.1. Genehmigungsfähige Anwendungen: 

Genehmigungsfähig ist die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter Berücksichtigung der 
unter 1. genannten Genehmigungsgrundsätze auf: 
• Schienenwegen, begrenzt auf Gleisbettung, Schotterflanken und Randwegen 
• Straßen und Wirtschaftswegen, die mit einer wassergebundenen oder festen Decke 

versehen sind sowie der Mittel- und Seitenstreifen und das Straßenbegleitgrün 
• Hafenverkehrsflächen, soweit aus Hafensicherheitsgründen erforderlich 
• Flugbetriebsflächen, wenn zur Aufrechterhaltung der Flugsicherheit notwendig 
• Anlagen des Militärs, der Polizei, der Feuerwehr und des Technischen Hilfswerkes, soweit 

dies zur Aufrechterhaltung der militärischen oder inneren Sicherheit sowie zur 
Gefahrenabwehr notwendig ist 

• Anlagen der Energieversorgung (Umspannanlagen, Ortnetzstationen, sowie bekiesten 
Flächen innerhalb von Schutzvorrichtungen, die bauartbedingt beim Betrieb nicht 
begehbar sind) 

• Sendeanlagen der Post, Rundfunk- und Fernsehanstalten 
• Flächen, die an Rohrtrassen, Ölförderstellen, Raffinerien, Depots angrenzen (Anlagen mit 

besonderer Korrosions-, Brand- und Explosionsgefahr) 
• Sportanlagen, die nicht überwiegend begrünt sind, soweit eine bestimmungsgemäße 

Nutzung das Freisein von Bewuchs voraussetzt 
• Wege für den Erholungsverkehr und Friedhofswegen 
 

3.2. Nicht genehmigungsfähige Anwendungen: 
Grundsätzlich nicht genehmigungsfähig ist die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf: 
• Gewässerflächen und Flächen unmittelbar an oberirdischen Gewässern 
• sonstigen Freiflächen, die nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch 

genutzt werden, wenn von ihnen ein Eintrag von Pflanzenschutzmitteln in oberirdische 
Gewässer, auch über die Kanalisation oder Dränagen zu besorgen ist. 
 

Nicht genehmigungsfähig ist in der Regel die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zudem 
auf: 
• Hof- und Betriebsflächen, 
• Schulhöfen, Kinderspielplätzen, umgrünten Sandspielplätzen und Schwimmbädern, 

Spiel- und Liegewiesen sowie sonstigen Erholungseinrichtungen 
• Böschungen 
• Rast- und Parkplätzen 
• Flächen, die im öffentlichen Interesse besonders zu schützende Teile von Natur und 

Landschaft im Sinne der §§ 35 bis 42 Landesnaturschutzgesetz NRW darstellen 



 
Sollte eine Anwendung auf diesen Flächen erforderlich werden, so ist dies nur in besonders 
begründeten Einzelfällen genehmigungsfähig. 
 
Erläuterung: 
Durch die Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung ist auf 
folgenden Flächen die Anwendung der Wirkstoffe Glyphosat und Glyphosat-Trimesium verboten: 
 
- in Naturschutz- oder Wasserschutzgebieten,  
 
- auf nicht versiegelten Flächen, die mit Schlacke, Splitt, Kies und ähnlichen Materialien befestigt sind (Wege, Plätze und sonstiges 
Nichtkulturland), von denen die Gefahr einer unmittelbaren oder mittelbaren Abschwemmung in Gewässer oder in Kanalisation, 
Drainagen, Straßenabläufe sowie Regen- und Schmutzwasserkanäle besteht; es sei denn, die zuständige Behörde schreibt mit 
der Genehmigung ein Anwendungs- verfahren vor, mit dem sichergestellt ist, dass die Gefahr der Abschwemmung nicht besteht. 
 
 -.auf oder unmittelbar an Flächen, die mit Beton, Bitumen, Pflaster, Platten und ähnlichen Materialien versiegelt sind (Wege, 
Plätze und sonstiges Nichtkulturland), von denen die Gefahr einer unmittelbaren oder mittelbaren Abschwemmung in Gewässer 
oder Kanalisation, Drainagen, Straßenabläufe sowie Regen- und Schmutzwasserkanäle besteht); es sei denn, die zuständige 
Behörde schreibt mit der Genehmigung ein Anwendungs-verfahren vor, mit dem sichergestellt ist, dass die Gefahr der 
Abschwemmung nicht besteht. 

 
3.3. Die Genehmigung zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Freilandflächen darf nur im 

Einvernehmen erteilt werden 
• in Wasserschutzgebieten und in bestimmten abgegrenzten Einzugsgebieten von 

Trinkwassergewinnungsanlagen oder Heilquellen mit der Unteren Wasserbehörde. 
• in Natur- und Landschaftsschutzgebieten mit der Unteren Naturschutzbehörde. 

 
Erläuterung: Das Einvernehmen der Unteren Wasserbehörde und der Unteren Naturschutzbehörde darf nur erteilt werden, wenn 
durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Freilandflächen eine schädliche Wasserverunreinigung oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung der Wassereigenschaften bzw. ein Verstoß gegen die Vorschriften des Natur- und Landschaftsrechtes 
nicht zu besorgen ist. 
 

3.4. Die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes sowie des Landesnaturschutzgesetzes 
NRW bleiben unberührt. 
 

4.    Für den Antrag auf Ausnahmegenehmigung soll das Muster der Anlage verwendet werden, 
um eine zügige Bearbeitung zu ermöglichen. 
Sollten sich Antragsflächen in Naturschutz-, Landschaftsschutz- und/oder 
Wasserschutzgebieten befinden, sind die Antragsunterlagen entsprechend in mehrfacher 
Ausfertigung einzureichen, da sie zur Beurteilung und Herstellung des Einvernehmens an die 
Untere Naturschutz-/ und/oder Untere Wasserbehörde geschickt werden müssen, sofern das 
Einvernehmen noch nicht seitens des Antragstellers eingeholt wurde. 
 

5.    Anwendung von Pflanzenschutzmittel an Gewässern 
Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung sieht vor, dass in einem Abstand von 10 m zum 
Gewässer kein Pflanzenschutzmittel mehr angewendet werden darf. Eine Reduktion dieses 
Abstandes auf 5 m ist dann möglich, wenn eine geschlossene, ganzjährig begrünte 
Pflanzendecke existiert, die innerhalb von fünf Jahren nur einmal über eine Bodenbearbeitung 
erneuert werden darf. Ausnahmen gibt es für trockenliegende, nur gelegentlich 
wasserführende Gewässer und zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt vor invasiven Arten. 
 

6.    Anwendung von Glyphosat 
Der Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 06.01.2014 auf Nichtkulturland-Flächen keine Genehmigungen für Herbizide 
mit dem Wirkstoff Glyphosat auszustellen, wurde am 07.10.2025 aufgehoben. Damit ist 
Glyphosat grundsätzlich wieder genehmigungsfähig. 
 
Die Anwendungen in Wasserschutzgebieten, Heilquellenschutzgebieten und Kern- und 
Pflegezonen von Biosphärenreservaten sowie in Naturschutzgebieten, Nationalparks, 
nationalen Naturmonumenten, Naturdenkmälern und gesetzlich geschützten Biotopen sind 
grundsätzlich verboten. 


